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Gesellschaftsrecht Lukas Glanzmann, Manuel Meyer

Teil 1 Gesellschaftsrecht”™
A. Gesetzgebung

1. Neuer Entwurf zur Aktienrechtsrevision

Am 23. November 2016 ist der Entwurf mitsamt dazugehdoriger Botschaft zur Aktien-
rechtsrevision erschienen.! Der Entwurf entspricht weitgehend dem Vorentwurf zur
Anderung des Obligationenrechts (Aktienrecht) vom 28. November 2014, behilt er
doch namentlich das Kapitalband, die Aufgabe der Sachubernahmebestimmung, die
Aufgabe der 6ffentlichen Beurkundung in gewissen einfachen Féllen und die Frauen-
quote bei. Es ist gegenwaértig jedoch noch nicht klar, ob und wann das Parlament mit
der Beratung tber diesen Entwurf beginnen wird.

2. Neues Firmenrecht

Am 1. Juli 2016 ist das neue Firmenrecht in Kraft getreten.” Gemass Art. 950 Abs. 1
OR muss die Firma einer Handelsgesellschaft oder Genossenschaft zwingend die
Rechtsform enthalten. Die Rechtsform kann dabei ausgeschrieben oder abgekurzt wer-
den. Allerdings legt der Bundesrat geméss Art. 950 Abs. 2 OR fest, welche Abkirzun-
gen der Rechtsform zuldssig sind.

Die berarbeiteten Weisungen des Eidgenéssischen Handelsregisteramts beziiglich der
Prifung von Firmen und Namen vom 1. April 2009 sowie diejenige zur Prifung der
Firmenidentitdt vom 1. Mai 2009 wurden auf den 1. Juli 2016 in Kraft gesetzt. Dem-
gegeniiber wurde die Handelsregisterverordnung erst per 1. Januar 2017 um Art. 116a
HRegV erganzt.® Diese neue Verordnungsbestimmung sieht vor, dass die Angabe der
Rechtsform in der Firma einer Handelsgesellschaft oder Genossenschaft mit der zu-
treffenden Bezeichnung oder deren Abkirzung in einer Landessprache des Bundes
anzugeben ist (Deutsch, Franzgsisch, Italienisch, Ratoromanisch). Ferner enthélt diese
Im Anhang eine Liste der zul&ssigen Abkulrzungen der Rechtsformen in allen Landes-
sprachen. Dessen ungeachtet bleibt die englische Rechtsformangabe in der Uberset-
zung der Firma nach wie vor zulassig.*

Bearbeitet von Prof. Dr. Lukas Glanzmann, LL.M., und Dr. Manuel Meyer. Die Ausfiihrungen unter

«Rechtsprechung» lehnen sich stark an den Text der entsprechenden Entscheide an. Aufgrund der besse-

ren Lesbarkeit wird darauf verzichtet, wortliche Zitate als solche zu kennzeichnen. Die Autoren danken

Kevin Arduser, Nadine Bosshard, Roman Cincelli und Philippe Hovaguimian fur die Mitarbeit.

! Entwurf zur Anderung des Obligationenrechts (Aktienrecht), BBI 2017 683; Botschaft zur Anderung des
Obligationenrechts (Aktienrecht) vom 23. November 2016, BBI 2017 399.

2 Vgl. BAKER & MCKENzIE, Entwicklungen im Schweizerischen Wirtschaftsrecht 2015/2016, S. 38.

: SR 943.032.

Anleitung und Weisung an die Handelsregisterbehdrden fur die Bildung und Priifung von Firmen und

Namen vom 1. Juli 2016, REPRAX 1/16, 13 ff., 25.
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3. Neues Handelsregisterrecht

Am 17. Mérz 2017 hat das Parlament die Modernisierung des Handelsregisterrechts
verabschiedet. Damit wird namentlich der Weg fir den gebihrenfreien Zugang zu
Handelsregistereintragen, Statuten und Stiftungsurkunden im Internet (Art. 936 Abs. 2
nOR) geebnet. Ferner wird das Handelsregisteramt fur Vereine und nicht der Aufsicht
unterstellten Stiftungen gewisse Aufsichtsfunktionen wahrnehmen (Art. 939 Abs. 1
nOR). Die Referendumsfrist lauft am 6. Juli 2017 ab.”

B. Rechtsprechung
1. Kapitalgesellschaften (AG und GmbH)
a) Ubertragung unverbriefter Aktien

. Anforderungen an die Zession unverbriefter Aktien

In einem nicht in der amtlichen Sammlung publizierten aktienrechtlichen Entscheid
geht es um die Frage, ob nicht verbriefte Aktien gltig tibertragen worden sind.® Die
Kl&gerin machte Nichtigkeit eines Universalversammlungsbeschlusses geltend, da die
angeblich von ihr gehaltenen Aktien an dieser Versammlung nicht vertreten gewesen
seien.

Im zu beurteilenden Fall war unbestritten, dass der Verwaltungsratsprasident, der der
Ehemann der Kldgerin ist, zu einem bestimmten Zeitpunkt Alleinaktiondr der Gesell-
schaft war. Umstritten war hingegen, ob im Zeitpunkt der Universammlung auch die
Kléagerin Aktionédrin gewesen war. Die Kl&gerin begriindete ihre Aktionarsstellung
damit, dass verschiedene Protokolle von Generalversammlungen, die vor der Univer-
salversammlung stattgefunden haben, sie als Aktionarin ausweisen, wobei diese Pro-
tokolle jeweils vom Verwaltungsratsprasident und von ihr unterzeichnet worden seien.
Das Bundesgericht musste daher beurteilen, ob die Protokolle der Generalversamm-
Iun(%en die Formerfordernisse erfillen, die bei einer Zession unverbriefter Aktien gel-
ten.

Aktien, die weder verbrieft noch als Bucheffekten ausgegeben sind, werden durch
Zession Ubertragen. Die Zession bedarf zu ihrer Gultigkeit der schriftlichen Form
(Art. 165 Abs. 1 OR). Das Schriftformerfordernis bezieht sich auf alle wesentlichen
Punkte des Abtretungsvertrags, und somit insbesondere auf den Willen des Ubertra-
genden, die Forderung an den Zessionar zu ubertragen. Es ist jedoch weder notwendig,
dass der Abtretende diesen Willen ausdriicklich geltend macht, noch muss die Abtre-

> Anderung des Obligationenrechts (Handelsregisterrecht) vom 17. Marz 2017, BBI 2017 2433.
6 BGer 4A_248/2015 vom 15. Januar 2016.
! BGer 4A_248/2015 vom 15. Januar 2016, E. 4.2.
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tungsurkunde als solche bezeichnet sein; es genigt, wenn der Abtretungswille nach
Treu und Glauben aus der schriftlichen Abtretungsurkunde entnommen werden kann.®

Nach Ansicht des Bundesgerichts wurden im zu beurteilenden Fall die Formvorschrif-
ten zur Ubertragung unverbriefter Aktien eingehalten, da aus den genannten General-
versammlungsprotokollen unmissverstéandlich hervor geht, dass die Klagerin Aktionéa-
rin der Gesellschaft ist. Der Wille des Verwaltungsratsprasidenten, einen Teil des Ak-
tienkapitals an die Klagerin, seine Frau, zu zedieren, werde zwar nicht ausdricklich
zum Ausdruck gebracht. Dieser Wille lasse sich aber implizit aus den Protokollen ab-
leiten. Indem der Ehemann, Alleinaktionar oder Mehrheitsaktiondr, ein Protokoll der
Generalversammlung — wenn auch als Verwaltungsratsmitglied — unterzeichnet, in
welchem er festhélt, dass seine Frau einen Teil des Aktienkapitals halt, werde damit
seine Absicht zum Ausdruck gebracht, einen Teil des von ihm bisher gehaltenen Akti-
enkapitals zu zedieren.®

i. Erforderlichkeit einer lickenlosen Zessionskette

In einem weiteren in der Berichtsperiode ergangen franzosischsprachigen Entscheid
geht es ebenfalls um die Ubertragung unverbriefter Aktien.™ In diesem Fall stellte sich
die Frage, wer der Eigentiimer nicht verbriefter Inhaberaktien war. Das Bundesgericht
fuhrt dabei aus, dass der Inhaber nicht verbriefter Inhaberaktien nur auf der Basis einer
lickenlosen Zessionskette, die bis zur Grindungsurkunde zurlckreicht, bestimmt wer-
den konne. Wenn diese Zessionskette in einem beliebigen Zeitpunkt unterbrochen
wurde, kénne sie nicht mehr riickwirkend (ex tunc) repariert werden und der Erwerb
der Aktien aus gutem Glauben sei nicht geschitzt. Dabei obliege es dem Zessionar
(d.h. dem Erwerber), die ununterbrochene Zessionskette nachzuweisen. Von dieser
Pflicht kénne der Zessionar auch von der Gesellschaft nicht befreit werden.*

Beachtenswert ist, dass in diesem Fall der schriftliche Kaufvertrag, der ausdricklich
zur Ubertragung der Aktien verpflichtet, nach Ansicht des Bundesgerichts den For-
manforderungen der Zession nicht geniigt.** Weil der Kaufvertrag ausdriicklich die
Ubertragung der Aktien erst bei Zahlung des Kaufpreises vorsieht, geht das Bundesge-
richt davon aus, dass nach dem Willen der Vertragsparteien der Vollzug nicht schon
bei Abschluss des Kaufvertrags, sondern zu einem spateren Zeitpunkt unter Vornahme
weiterer Handlungen stattfinden soll.*®

8 BGer 4A _248/2015 vom 15. Januar 2016, E. 4.1.

o BGer 4A_248/2015 vom 15. Januar 2016, E. 4.3.

10 BGer 4A_314/2016 und 4A_320/2016 vom 17. November 2016.

1 BGer 4A_314/2016 und 4A_320/2016 vom 17. November 2016, E. 4.2.3.
2 vgl. oben Teil 11.B.1.a)i.

3 BGer4A_314/2016 und 4A_320/2016 vom 17. November 2016, E. 4.3.
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b) RuUckerstattungsklage

In einem nicht in der amtlichen Sammlung publizierten franzdsischsprachigen Ent-
scheid geht es um die Riickforderung eines Darlehens an einen Aktionar.** Der Aktio-
nér schuldete der Gesellschaft aus einem Kontokorrentverhaltnis einen Betrag von
CHF 138'862.15. Nachdem er die Aktien der Gesellschaft verkauft hatte, machte er
unter anderem geltend, das ihm von der Gesellschaft gewahrte Darlehen verstosse ge-
gen Art. 680 Abs. 2 OR (Verbot der Einlageriickgewahr) und sei deshalb rechtswidrig
und mithin nichtig (Art. 20 Abs. 1 OR). Da das Darlehen in der Absicht vereinbart
worden sei, einen rechtswidrigen oder unsittlichen Erfolg herbeizufiihren, sei die
Riickforderung des Darlehens aufgrund von Art. 66 OR zudem ausgeschlossen.™

Das Bundesgericht erachtet diese Riige ohne weiteres als unbegriindet. Selbst wenn die
Gewahrung des Darlehens an den Aktiondr gegen Art. 680 Abs. 2 OR verstiesse, ware
dieser von seiner Schuld gegenuber der Gesellschaft nicht befreit, sondern wirde zur
Rickzahlung nach Massgabe der Vorschriften tber die ungerechtfertigte Bereicherung
(Art. 62 ff. OR) verpflichtet bleiben. Nach Ansicht des Bundesgerichts ist die Riick-
forderung aufgrund von Art. 66 OR nur dann ausgeschlossen, wenn die Leistungen zur
Anstiftung oder Belohnung eines rechts- oder sittenwidrigen Verhaltens erfolgte
(Gaunerlohn), nicht jedoch wenn sie bei der Erfullung eines rechts- oder sittenwidri-
gen Vertrags erbracht wurden.*® Das Bundesgericht bestatigt damit seine strenge Pra-
xis zum Ausschluss der Rickforderung aufgrund von Art. 66 OR.

C) Verantwortlichkeit

i Pflichten bei einer Uberschuldung

In einem nicht in der amtlichen Sammlung publizierten franzésischsprachen Entscheid
geht es unter anderem um die Frage, welche Pflichten dem Verwaltungsrat im Falle
einer Uberschuldung zukommen."’

Das Bundesgericht fihrt vorab aus, dass der Verwaltungsrat bei begriindeter Besorgnis
einer Uberschuldung eine Zwischenbilanz zu Fortfilhrungswerten erstellen misse.
Wenn diese eine Uberschuldung aufzeige, dann habe er auch einen Zwischenbilanz zu
Liquidationswerten zu erstellen (Art. 725 Abs. 2 OR).*® Sofern beide Zwischenbilan-
zen eine Uberschuldung aufweisen, muss der Verwaltungsrat den Richter benachrich-
tigen. Das Bundesgericht bestatigt im Urteil seine Rechtsprechung, dass der Verwal-
tungsrat davon absehen kann, sofern konkrete Sanierungsaussichten bestehen, die
kurzfristig realisierbar sind, wobei tbertriebene oder unrealistische Erwartungen eben-

Y BGer 4A_666/2015 vom 26. April 2016.

> BGer4A_666/2015 vom 26. April 2016, E. 3.3.

© BGer 4A_666/2015 vom 26. April 2016, E. 3.3.

" BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016.

8 BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016, E. 3.1.2.
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so unbeachtlich sind wie vage Hoffnungen.'® In Anbetracht dieser Rechtsprechung sei
es aber nicht gerechtfertigt, von der Benachrichtigung des Richters abzusehen, wenn
es bloss nicht ausgeschlossen gewesen sei, dass aufgrund der Reserven auf den Debi-
toren oder den Ruckstellungen eine Fortfihrung der Geschéftstatigkeit in Betracht ge-
zogen werden konnte.”> Ebenso wenig gehe es an, dass sich der Verwaltungsrat vom
Geschaftsflhrer tberzeugen liess, dass es Mdglichkeiten gebe, Forderungen einzutrei-
ben, ohne dass konkrete Lsungen prasentiert worden seien. Da der Verwaltungsrat die
Oberaufsicht tber die Geschéaftsfuhrer hat, hatte er die Versprechen der Geschaftsfiih-
rung kontrollieren missen. Auch kdnne er sich nicht von der Verantwortung befreien, in
dem er geltend macht, dass er die Finanzsituation der Gesellschaft nicht kannte.?

Auch der Umstand, dass der Verwaltungsrat bereits am 24. November 2000 zuruickge-
treten sei, entlastet ihn nicht. Da fiir den Verwaltungsrat die Uberschuldung offensicht-
lich war, hatte er die damit verbundenen gesetzlich vorgeschriebenen Massnahmen
ergreifen missen. Durch seinen spater erfolgten Ricktritt kann er sich nicht jeglicher
Verantwortung entziehen. Andernfalls kdnnte sich ein Verwaltungsrat durch einen
Rucktritt jeglicher Verantwortung entziehen und zwar selbst dann, wenn er wéhrend
seines Mandats von der Uberschuldung wusste und Zeit hatte, diese dem Richter zu
melden. Dies hétte zur Folge, dass der Schutz, welcher der Gesetzgeber den Glaubi-
gern in Art. 725 Abs. 2 OR zuspricht, ganzlich aufgehoben ware.?

il Haftung fiir Konkursverschleppung

In einem nicht in der amtlichen Sammlung publizierten franzdsischsprachigen Ent-
scheid bestatigte das Bundesgericht im Wesentlichen seine Rechtsprechung zum Kon-
kursverschleppungsschaden.” Dieser besteht aus der Zunahme der Uberschuldung
zwischen dem Moment, in dem der Konkurs eréffnet worden wére, wenn der Verwal-
tungsrat seine Pflichten nicht verletzt hatte, und dem Zeitpunkt, im dem der Konkurs
tatsachlich erdffnet worden ist.?* Fur die Berechnung der jeweiligen Uberschuldungen
sind in beiden Zeitpunkten ausschliesslich Liquidationswerte heranzuziehen.?®

Fir die Bestimmung des ersteren Zeitpunkts ist massgebend, wann der Verwaltungsrat
begriindete Besorgnis der Uberschuldung (Art. 725 Abs. 2 OR) haben musste. Von
diesem Datum ausgehend ist aufgrund der konkreten Umsténde zu bestimmen, wann
der Konkurs hatte er6ffnet werden konnen. Dieser Zeitpunkt ist nicht identisch mit
jenem, in dem der Verwaltungsrat eine Zwischenbilanz erstellen muss oder die Gesell-
schaft tatsachlich in die Uberschuldung geraten ist.?

1 BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016, E. 3.1.3.
2 BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016, E. 4.1.1.
2 BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016, E. 4.1.2.
2 BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016, E. 4.1.3.
z BGer 4A 270/2016 vom 7. Oktober 2016.

2 BGer 4A 270/2016 vom 7. Oktober 2016, E. 2.2.
% BGer 4A 270/2016 vom 7. Oktober 2016, E. 2.2.2.
% BGer 4A 270/2016 vom 7. Oktober 2016, E. 2.2.1.
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Ii. Anwendung der Business Judgment Rule

In zwei parallelen Verfahren ging es um die Anwendung der Business Judgment Rule
bei Verantwortlichkeitsprozessen.?’ Diese besagt, dass sich die Gerichte Zuriickhal-
tung aufzuerlegen haben bei der nachtraglichen Beurteilung von Geschaftsentscheiden,
die in einem einwandfreien, auf einer angemessenen Informationsbasis beruhenden
und von Interessenkonflikten freien Entscheidprozess zustande gekommen sind. Sind
diese Voraussetzungen erfillt, prift das Gericht den Geschéaftsentscheid in inhaltlicher
Hinsicht lediglich darauf, ob er als vertretbar erscheint. Andernfalls rechtfertigt es sich
dagegen nicht, bei der Prifung der Sorgfaltspflichtverletzung besondere Zurlickhal-
tung zu Gben und nur zu prifen, ob der Entscheid noch im Rahmen des Vertretbaren
liegt. Vielmehr reicht es dann aus, dass ein Geschaftsentscheid in der gegebenen Situa-
tion bei freier bzw. umfassender Priifung als fehlerbehaftet erscheint.?

Bei einem der vom Bundesgericht zu beurteilenden Geschafte — Kauf von Mobiliar —
war mangels entsprechender Belege und Sitzungsprotokolle des Verwaltungsrats nicht
erwiesen, dass dieses gestitzt auf eine angemessene Informationsbasis getatigt worden
ist. Deshalb ging die Vorinstanz von einem mangelhaften Entscheidprozess aus. Die
Beklagten hielten dem entgegen, es handle sich um einen Geschéftsfiihrungsentscheid,
den der einzelzeichnungsberechtigte Verwaltungsratspréasident habe féllen konnen.
Nach Ansicht des Bundesgerichts verwechseln die Beklagte mit dieser Argumentation
aber die externe Vertretung mit der internen Geschéftsfiihrung und tUbersehen, dass die
Geschaftsfiihrung gemass Art. 716b Abs. 3 OR allen Mitgliedern des Verwaltungsrates
gesamthaft zusteht, sofern sie nicht tibertragen worden ist. Eine befugte Delegation der
Geschaftsfiihrung setze nach Art. 716b OR aber zwingend ein Organisationsreglement
voraus. Da im vorliegenden Fall kein solches erlassen wurde, konnte die Geschéftsfiih-
rung dementsprechend nicht gultig delegiert werden. Wenn die Beklagten vorbringen,
der Verwaltungsratsprasident habe beim Mobiliarkauf im Alleingang handeln drfen,
gestehen sie damit implizit ein, dass diesem Vorgang kein (einwandfreier) Entscheid-
prozess des Gesamtverwaltungsrats zugrunde liegt. Die Vorinstanz habe sich deshalb
bei der Priifung dieses VVorgangs keine Zuriickhaltung auferlegen muissen.?

Beziiglich der brigen flinf, von den Gerichten zu beurteilenden Geschéften bestanden
jeweils Interessenkonflikte oder es lag ein Insichgeschéft vor. Aus diesem Grund
musste sich die Vorinstanz auch diesbezliglich bei der Prifung keine Zurtickhaltung
auferlegen. Hingegen ist zu beachten, dass das blosse Bestehen eines Interessenkon-
flikts nicht per se pflichtwidrig ist. Liegt ein solcher vor, ist allerdings nach der allge-
meinen Lebenserfahrung zu befiirchten, dass beim fraglichen Entscheid die Interessen
der Gesellschaft nicht an erster Stelle stehen und nicht allein diese gewahrt werden.
Deshalb wird bei nachgewiesenem Interessenkonflikt auf tatséchlicher Ebene ein

2 BGer 4A_259/2016 und 4A_267/2016 vom 13. Dezember 2016.
% BGer 4A_259/2016 und 4A_267/2016 vom 13. Dezember 2016, E. 5.1.
2 BGer 4A_259/2016 und 4A_267/2016 vom 13. Dezember 2016, E. 5.1.
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pflichtwidriges Handeln vermutet; der Beklagte kann allerdings den Gegenbeweis er-
bringen. Gelingt der Gegenbeweis nicht, ist die Pflichtwidrigkeit aufgrund der tatsach-
lichen Vermutung erstellt. Liegt am Ende aber Beweislosigkeit vor, wirkt sich dies zu
Lasten der nach wie vor die Beweislast tragenden Verantwortlichkeitsklagerin aus und
eine Pflichtverletzung ist diesfalls nicht nachgewiesen.*

Iv. Haftung flr Sozialversicherungsbeitrage

In einem nicht in der amtlichen Sammlung publizierten Entscheid geht es um die Haf-
tung des Verwaltungsrats fir nicht abgefiihrte Sozialversicherungsbeitrage.* Der von
der Ausgleichskasse in Anspruch genommene Beschwerdefuhrer war im gesamten
massgebenden Zeitraum Vizeprasident des Verwaltungsrats der Gesellschaft, die ihrer
Beitragspflicht nicht nachgekommen ist. Vor Bundesgericht ging es noch einzig um das
Verschulden des Beschwerdefiihrers. Dabei hat das Bundesgericht einmal mehr seine
ausserst strenge Haltung bei der Haftung fur Sozialversicherungsbeitrége bestatigt:

Das Gericht fiihrt vorab aus, dass es eine Haftungsbeschrankung wegen mitwirkenden
Drittverschuldens eines solidarisch Haftpflichtigen (im konkreten Fall des Verwal-
tungsratsprasidenten) bloss als eher theoretische Mdglichkeit in Betracht ziehe, die,
wenn Uberhaupt, nur bei einer ausgesprochen exzeptionellen Sachlage von praktischer
Bedeutung sein konne; so etwa, wenn das Verschulden des in Anspruch genommenen
Haftpflichtigen als so leicht erscheine und in einem derartigen Missverhaltnis zum
Verschulden des Dritten stehe, dass es offensichtlich ungerecht ware, wenn jener den
ganzen Schaden tragen miisste.

Weiter geht das Gericht davon aus, dass sich der Beschwerdefiihrer aufgrund der ihm
nach Art. 716a Abs. 1 Ziff. 3 OR obliegenden, uniibertragbaren Aufgaben und ange-
sichts der ihm bekannten angespannten finanziellen Lage der Gesellschaft hatte n&her
mit dem Geschéftsgang befassen, die finanziellen Abldufe im Betrieb kritisch verfolgen
und nachprifen mussen. Dazu gehort nach Ansicht des Bundesgerichts namentlich die
Pflicht, sich Gber die bestehenden Verbindlichkeiten und deren korrekte Erfiillung zu
informieren und notigenfalls Massnahmen fir deren ordnungsgemasse Zahlung zu tref-
fen. Insbesondere wére das Organ gehalten gewesen, daflir besorgt zu sein, dass bei den
fortgesetzten Lohnzahlungen die darauf geschuldeten paritatischen Beitrédge abgeliefert
werden. Zur Erfullung dieser Pflicht hatte der Beschwerdefiihrer Einsicht in die entspre-
chenden Unterlagen — und nicht nur in Bilanzen und Erfolgsrechnungen — nehmen mdis-
sen. Weil die Einhaltung der gebotenen Sorgfalt Kenntnis der die Lohnabrechnungs-
und Beitragspflicht betreffenden Belege voraussetze, kénne schlechterdings nicht ent-
scheidend sein, dass die vom Verwaltungsratspréasidenten vorgelegten Dokumente nicht
den tatsachlichen Umfang der Ausstande gegeniiber der Ausgleichskasse zeigten.*

¥ BGer 4A_259/2016 und 4A_267/2016 vom 13. Dezember 2016, E. 5.2.
1 BGer 9C_66/2016 vom 10. August 2016.

% BGer 9C_66/2016 vom 10. August 2016, E. 5.4.

¥ BGer 9C_66/2016 vom 10. August 2016, E. 5.4.
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Ferner halt das Bundesgericht dem Beschwerdefiihrer entgegen, dass schon das sorg-
faltige Studium der vom Verwaltungsratspréasidenten vorgelegten Unterlagen, wozu
auch nicht geschéftsfiihrende Gesellschafter (gemeint sind wohl nicht exekutive Ver-
waltungsratsmitglieder) verpflichtet seien, Unstimmigkeiten zu Tage gefordert hatten.
Insbesondere sei augenfallig, dass der in den Erfolgsrechnungen jeweils aufgefiihrte
Sozialversicherungsaufwand mit Blick auf die ausgewiesenen Lohnaufwande (“Total
Lohnaufwand Direkt"; z.B. 2006: Fr. 697'546.65; 2008: Fr. 945'018.02) und die Hohe
der Sozialversicherungshbeitrage (2004-2010: AHV/IV/EO/ALYV von total 12.1 %) aus-
serordentlich tief ausfiel (2006: Fr. 32'606.65; 2008: Fr. 42'227.10). Bereits diese Un-
stimmigkeit hatte den Vizeprasidenten des Verwaltungsrats verpflichtet, sogleich die
erforderlichen Abkl&rungen zu treffen (nétigenfalls durch Beizug von Sachverstandi-
gen) und eine genaue und strenge Kontrolle hinsichtlich der Beobachtung gesetzlicher
Vorschriften auszuiiben. Deshalb gehe der Einwand fehl, die entsprechenden Unterla-
gen héatten keinen Anlass gegeben, an deren Richtigkeit zu zweifeln.

V. Ubernahmeverschulden

In einer ganzen Reihen von Entscheiden konnte sich das Bundesgericht dazu dussern,
ob aufgrund personlicher Umstande des beklagten Verwaltungsratsmitglieds von einer
Haftung abzusehen sei.

Strohmann mit unentgeltlichem Mandat

Im oben besprochenen Urteil betreffend Konkursverschleppung® machte der Beklagte,
der alleiniges Verwaltungsratsmitglied war, unter anderem geltend, dass er nicht in der
Lage gewesen sei, dem einflussreichen Geschéftsfiihrer Widerstand zu leisten. Dazu
hélt das Bundesgericht fest, dass jeder, der nicht in der Lage ist, sein Mandat aufgrund
seines Zustandes oder mangels erforderlichen Wissens ordnungsgemass zu erflllen,
auf dieses zu verzichten habe, in dem er das Mandat ablehnt. Das gleiche gelte fiir ei-
nen Verwaltungsrat, der sich nicht in der Lage fiihlt, einem einflussreichem Geschéfts-
fuhrer Widerstand zu leisten. Die Annahme des Mandates in Kenntnis der Tatsache,
dasséses nicht sorgfaltig ausgelbt werden konne, stelle eine Sorgfaltspflichtverletzung
dar.

Weiter fuhrt das Bundesgericht aus, dass auch ein Verwaltungsratsmitglied, das in
Wirklichkeit als "Strohmann" fungiert und/oder seine Aufgaben gar nicht wahrnimmt,
die mit seinem Mandat verbundene Verantwortlichkeit tibernehmen miisse. Es sei da-
ran zu erinnern, dass die Oberaufsicht Gber die mit der Geschéaftsfihrung betrauten
Personen zu den unubertragbaren und unentziehbaren Aufgaben des Verwaltungsrates
gehort (Art. 716a Abs. 1 Ziff. 5 OR). Im Rahmen dieser Oberaufsicht habe jedes Mit-
glied des Verwaltungsrats nicht nur die Pflicht, an den Verwaltungsratssitzungen teil-
zunehmen, sondern masse sich periodisch tber den Geschaftsgang informieren lassen

¥ BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016; vgl. oben Teil 11.B.1.c)i.
% BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016, E. 3.2.1.
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und geeignete Massnahmen treffen, wenn Anhaltspunkte fir Unregelméssigkeiten in
der Geschéftsfuhrung bestehen. Ein Verwaltungsratsmitglied kénne sich deshalb nicht
darauf berufen, es habe sich auf die beruhigenden Aussagen des Geschéftsfiihrers ver-
lassen, wenn es sich der Tatsache héatte bewusst sein missen, dass es durch sein daraus
resultierendes Verhalten seine Pflichten verletzen wiirde.*

Schliesslich kénne auch die Tatsache, dass ein Verwaltungsratsmitglied fir sein Amt
nicht entlohnt werde, seine Verantwortlichkeit nicht ausschliessen. Die Unentgeltlich-
keit der Tatigkeit sei hingegen ein Faktor, der, sofern die Verantwortlichkeit gegeben
ist, bei der Schadenersatzbemessung zu berticksichtigen sei.*’

Passives Verwaltungsratsmitglied

Im oben unter dem Aspekt der Business Judgment Rule besprochenen Urteil*® machte
ein Beklagter geltend, er konne flr einen allfalligen Schaden nicht oder zumindest
nicht in vollem Umfang haftbar gemacht werden. Das Bundesgericht hielt dem Be-
klagten entgegen, dass die von ihm wiederholt hervorgehobenen Umstande, wonach er
bei der Gesellschaft (trotz seiner unbestrittenen Position als Verwaltungsrat) keine
Funktion ausgetibt habe, er nicht informiert gewesen sei und sémtliche Entscheide oh-
ne sein Wissen und seinen Willen gefasst und vollzogen worden seien, nicht fir eine
Reduktion seiner Schadenersatzpflicht sprechen. Nach Ansicht des Gerichts l&sst sich
das von ihm an den Tag gelegte, passive Verhalten mit der pflichtgeméssen Erfillung
der gesetzlich vorgesehenen Aufgaben eines Verwaltungsrats (Art. 716 ff. OR) nicht
vereinbaren und vermag ihn daher auch nicht zu entlasten.*

Arbeitnehmer als VVerwaltungsrat

Im oben referierten Entscheid tber die Haftung von Sozialversicherungsbeitragen®
sah das Bundesgericht keine entlastende Wirkung im Umstand, dass sich der Be-
schwerdeflhrer als Angestellter des Unternehmens gleichzeitig in einem Subordinati-
onsverhaltnis befand, da im Bereich von Art. 52 AHVG ein objektivierter Verschul-
densmassstab gelte. Subjektive Entschuldbarkeit oder die Griinde fur die Annahme des
Verwaltungsratsmandats sind nach Ansicht des Bundesgerichts unbeachtlich. Daher
bleibe die formelle Organstellung und damit die strenge Haftung nach Art. 52 AHVG
auch dann bestehen, wenn die Einsitznahme in den Verwaltungsrat aus einer arbeits-
vertraglichen Verpflichtung heraus erfolgte. Sofern sich der Beschwerdefiihrer auf-
grund des — seiner Schilderung nach — "dusserst autoritaren™ Verwaltungsratsprasiden-
ten bzw. der Furcht vor arbeitsrechtlichen Sanktionen nicht in der Lage sah, die ge-
setzlichen Kontrollrechte und Aufsichtspflichten auszutiben, deren Wahrnehmung er
als "unrealistisch” bezeichnet, rihrt der Schuldvorwurf gerade aus dem Umstand, sich

% BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016, E. 3.2.2.

¥ BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016, E. 3.2.3.

¥ BGer 4A_259/2016 und 4A_267/2016 vom 13. Dezember 2016; vgl. oben Teil 11.B.1.c)iii.
¥ BGer 4A_373/2015 vom 26. Januar 2016, E. 7.

0 BGer 9C_66/2016 vom 10. August 2016; vgl. oben Teil 11.B.1.c)iv.
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auf eine Verwaltungsratsstellung in Verhdltnissen eingelassen (bzw. nicht umgehend
demissioniert) zu haben, welche die gesetzlich vorgeschriebene Erflllung dieses Am-
tes verunméglichen.*

Vi. Wirkung des Déchargebeschlusses

In einem oben besprochenen Verantwortlichkeitsentscheid betreffend Business Judg-
ment Rule*” machten die beklagten Verwaltungsratsmitglieder geltend, ihnen sei an-
l&sslich der Generalversammlung vom 30. Juni 2008 Décharge erteilt worden. Die
Klage sei deshalb gemadss Art. 758 Abs. 1 OR hinsichtlich all derjenigen Vorfélle ab-
zuweisen, die sich im Jahr 2007 zugetragen hatten. Das Bundesgericht anerkennt, dass
die an der Generalversammlung wenigstens im Grundsatz bekannt gegebenen Tatsa-
chen, soweit ihre Tragweite nicht bewusst heruntergespielt wird und die an der Gene-
ralversammlung teilnehmenden Aktiondre durch die Art der Darstellung nicht ge-
tduscht werden, als im Sinne von Art. 758 Abs. 1 OR bekannt gegeben zu betrachten
sind. Allerdings ist es auch der Auffassung, dass mit der VVorinstanz davon auszugehen
ist, dass der Déchargebeschluss die Verantwortlichkeitsanspriiche nicht untergehen
liess, da die Aktiondre Uber die Interessenkonflikte, die bei den fraglichen VVorgéngen
bestanden haben, nicht informiert wurden und ihnen diese auch nicht bekannt sein
mussten. Auch wenn die Vorgéange als solche aus dem Geschaftsbericht ersichtlich
gewesen sein mogen, blieben Umsténde wie insbesondere die Interessenkonflikte, die
fir den Entscheid Uber die Entlastung offensichtlich zentral sind, verschwiegen — und
zwar trotz der Diskussionen, die an der Generalversammlung beztglich einiger Vor-
gange gefiihrt wurden.*®

d) Abberufung von Gesellschaftsorganen

. Eines richterlich ernannten Verwaltungsratsmitglieds

In einem nicht in der amtlichen Sammlung publizierten, franzdsischsprachigen Entscheid
geht es um die Abberufung eines richterlich ernannten Verwaltungsratsmitglieds.*

Nach Art. 731b Abs. 3 OR kann die Gesellschaft, sofern ein wichtiger Grund vorliegt,
vom Richter die Abberufung von Personen verlangen, die dieser eingesetzt hat. Im
vorliegenden Fall hat ein einzelner Aktionar gestiitzt auf diese Norm die Abberufung
eines richterlich eingesetzten Verwaltungsratsmitglieds verlangt. Da das Bundesge-
richt keinen wichtigen Grund fir eine Abberufung erkennen konnte, hat es die Frage
offen gelassen, ob auch ein einzelner Aktionédr zur Klage nach Art. 731b Abs. 3 OR
legitimiert ist oder ob dieses Recht nur der Gesellschaft zusteht.*®

“ BGer 9C_66/2016 vom 10. August 2016, E. 5.5.

2 BGer 4A_259/2016 und 4A_267/2016 vom 13. Dezember 2016; vgl. oben Teil 11.B.1.c)iii.
 BGer 4A_259/2016 und 4A_267/2016 vom 13. Dezember 2016, E. 5.3.

“ BGer 4A_237/2016 vom 30. Juni 2016.

® BGer 4A_237/2016 vom 30. Juni 2016, E. 7.
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Im konkreten Fall hatte der Richter ein Verwaltungsratsmitglied eingesetzt, nachdem
die Amtsdauer der bisherigen Verwaltungsratsmitglieder abgelaufen war und sich die
beiden Aktionare, die je 50 % der Aktien halten, nicht auf ein neues Mitglied einigen
konnten. Der eine Aktiondr verlangte nun vom Richter, dass das von ihm ernannte
Verwaltungsratsmitglied abzuberufen und durch einen Sachwalter zu ersetzen sei. Er
begriindete dies damit, dass die Generalversammlung aufgrund der paritatischen Zu-
sammensetzung der beiden Aktionére, die in samtlichen Belangen unterschiedliche
Meinung hatten, bis auf weiteres keinerlei Beschliisse mehr fassen kénne, da das Ver-
waltungsratsmitglied kein Stimmrecht habe. Allerdings erlduterte er nicht, wie ein
Sachwalter in der Generalversammlung abstimmen soll, nachdem sé&mtliche Aktien-
stimmen bei den beiden Aktionédren sind. Gleichzeitig war es unbestritten, dass das
richterlich eingesetzte Verwaltungsratsmitglied samtliche dem Verwaltungsrat auf-
grund des Gesetzes oder der Statuten zustehenden Aufgaben erfiillen konnte. Die of-
fensichtliche Disfunktionalitat der Generalversammlung ist nach Ansicht der Bundes-
gerichts aber kein wichtiger Grund im Sinne von Art. 731b Abs. 3 OR, um ein anderes
Gesellschaftsorgan abzuberufen.*

i. Eines Geschaftsfuhrers einer GmbH

Jeder Gesellschafter einer GmbH kann dem Gericht beantragen, einem Geschaftsfiih-
rer die Geschaftsfiihrungs- und Vertretungsbefugnis zu entziehen, wenn ein wichtiger
Grund vorliegt (Art. 815 Abs. 2 OR). Als wichtige Griinde z&hlt das Gesetz exempla-
risch grobe Pflichtverletzungen und den Verlust der Fahigkeit zu einer guten Ge-
schaftsfuhrung auf.

Mit einem solchen Antrag gelangte A. an das Handelsgericht des Kantons Zurich. A.
hélt zusammen mit C. alle Stammanteile an der B. GmbH. Beide Gesellschafter A. und
C. amten auch als Geschaftsfuihrer. Ferner amtet D., der selbst kein Gesellschafter ist,
als Geschaftsfihrer. Als sich das Verhaltnis zwischen den beiden Gesellschafter A.
und C. verschlechtert und offenkundig wird, dass D. sich auf die Seite von C. stellt,
ersucht A. das Handelsgericht um superprovisorische Absetzung von D. Das Handels-
gericht kommt dieser Aufforderung jedoch nicht nach.*’ In der Folge entscheidet das
Bundesgericht, ob die Argumentation des Handelsgerichts fir die Ablehnung des Be-
gehrens um vorsorgliche Massnahme willkirlich ist, was es verneint.*

Das Handelsgericht lehnt das Begehren um vorsorgliche Massnahme mit der Begrin-
dung ab, dass A. mit der Geltendmachung eigener Nachteile fiir den Fall der Abwei-
sung des Begehrens die VVoraussetzung fiir die Gewéhrung einer vorsorglichen Mass-
nahme nicht erfullt. Gestutzt auf Art. 261 Abs. 1 ZPO kann ein Gericht eine vorsorgli-
che Massnahme nadmlich nur dann gewahren, wenn die Gesuchstellerin nachweist, dass
erstens ein ihr zustehender Anspruch verletzt ist oder eine Verletzung zu beflrchten ist

® BGer 4A_237/2016 vom 30. Juni 2016, E. 7.
7 BGer 4A_693/2015 vom 11. Juli 2016.
®  BGer 4A_693/2015 vom 11. Juli 2016, E. 3.2.2 und 3.3.
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(Art. 261 Abs. 1 lit. a ZPO) und zweitens ihr aus der Verletzung ein nicht leicht wieder
gutzumachender Nachteil droht (Art. 261 Abs. 1 lit. b ZPO).

Das Handelsgericht geht davon aus, dass die Interessen der Gesellschafter und damit
der Gesuchstellerin A. flr die Beurteilung des nicht leicht wieder gutzumachenden
Nachteils im Sinne von Art. 261 Abs. 1 lit. b ZPO nicht massgebend ist. Massgebend
ist allein das Gesellschaftsinteresse. Die Gesuchstellerin A. hat aber das Gesellschafts-
interesse nicht geltend gemacht. Das Handelsgericht rechtfertigt die Anwendung des
Gesellschaftsinteresses mit der dem Massnahmebegehren zugrundeliegenden Rechts-
norm. Fur die Beurteilung des wichtigen Grundes nach Art. 815 Abs. 2 OR ist ndmlich
ausschliesslich das Gesellschaftsinteresse massgebend, da der Zweck des Abberu-
fungsrechts die Sicherstellung der Funktionstauglichkeit der Gesellschaftsorgane der
Gesellschaft darstellt.*

e) Handelsregister

I. Auflésung einer GmbH wegen fehlenden Rechtsdomizils

Verfligt eine im Handelsregister eingetragene Gesellschaft nicht mehr (ber ein
Rechtsdomizil, so kann das Handelsregisteramt diese Gesellschaft gestltzt Art. 153a
HRegV aufldsen, sofern erstens das Handelsregisteramt von einem Dritten erféhrt,
dass eine Gesellschaft kein Rechtsdomizil mehr hat und zweitens das Handelsregister-
amt das oberste Leitungsorgan der Gesellschaft unter Androhung der Rechtsfolgen
schriftlich aufgefordert hat, innert 30 Tagen ein neues Rechtsdomizil zur Eintragung
anzumelden oder zu bestétigen, dass das eingetragene Rechtsdomizil noch giiltig ist.
Die Anmeldung als auch die Bestéatigung kann dabei nur durch das oberste Leitungs-
organ der Gesellschaft erfolgen. Wird der ersten schriftlichen Aufforderung nicht in-
nert Frist nachgekommen, publiziert das Handelsregisteramt dieselbe Aufforderung im
Schweizerischen Handelsamtsblatt. Verstreicht auch diese Frist erfolglos, kann das
Handelsregisteramt die Auflésung der Gesellschaft verftigen.

Genau diesen Vorgaben folgte das Handelsregisteramt des Kantons Zirich mit Bezug
auf die A. GmbH, nachdem die Post unzustellbare Briefkorrespondenz mit dem Ver-
merkt "Empfénger konnte unter der angegebenen Adresse nicht ermittelt werden" re-
tourniert hatte.>® Trotzdem hob das Verwaltungsgericht des Kantons Ziirich die Aufl6-
sungsverfiigung des Handelsregisteramts auf.” Dem Entscheid liegt ein besonderer
Sachverhalt zu Grunde.

Der gemass Handelsregistereintrag einzige Gesellschafter und zugleich Geschaftsfiih-
rer der A. GmbH hatte kurz vor der ersten Aufforderung des Handelsregisteramts bzgl.
des Rechtsdomizils seine Loschung als Gesellschafter und Geschaftsfuhrer der

9 BGer 4A_693/2015 vom 11. Juli 2016, E. 3.2.2 und 3.3.
%0 VerG ZH VB.2016.0021 vom 23. Méarz 2016, E. 2.2.
51 VerG ZH VB.2016.0021 vom 23. Méarz 2016, E. 4.
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A. GmbH angemeldet. Dabei hatte der Gesellschafter dem Handelsregister einen Ab-
tretungsvertrag eingereicht, nach dem alle seine Stammanteile an die A. GmbH selbst
abgetreten wurden. Das Handelsregisteramt anerkannte das Ausscheiden des Gesell-
schafters als Geschaftsfuhrer und I6schte diesen in dieser Funktion aus dem Handels-
register. Demgegenuber lehnte das Handelsregisteramt die Eintragung der Abtretung
der Staégnmanteile ab, weil eine GmbH nicht ihre eigene Alleingesellschafterin sein
konne.

Das Verwaltungsgericht bestétigt zwar, dass das Handelsregisteramt die Loschung als
Geschéftsfihrer vornehmen durfte. Mit dieser Léschung wurde allerdings ersichtlich,
dass die A. GmbH keinen Geschaftsfiihnrer mehr hat. Dieser Organisationsmangel hatte
vom Handelsregisteramt gertigt werden mdissen, was in der Folge jedoch unterblieb.
Vielmehr rugte das Handelsregisteramt das fehlende Rechtsdomizil. Obschon der Ge-
sellschafter mit einem schriftlichen Brief ohne handschriftliche Unterschrift und als-
dann mit einem handschriftlich unterzeichneten Brief auf die Aufforderungen des
Handelsregisteramts reagierte, verfligte das Handelsregisteramt die Auflésung der
A. GmbH mit der Begriindung, dass der Gesellschafter gar kein Geschaftsfihrer der
A. GmbH (mehr) sei und daher auch nicht rechtsgultig auf die Aufforderungen im
Sinne von Art. 153a Abs. 1 HRegV reagieren kénne.”®

Nach Ansicht des Verwaltungsgerichts musste das Handelsregisteramt davon ausge-
hen, dass die Gesellschaft der Aufforderung gar nicht nachkommen kann, da sie gar
keinen Geschaftsfiihrer mehr hatte und daher auch gar kein oberstes Leitungsorgan.
Darin erblickt das Verwaltungsgericht eine Vereitelung des Ausserungs- und Mitwir-
kungsrechts der Gesellschaft durch das Handelsregisteramt, der ein nicht mehr leichter
Eingriff in den Gehdrsanspruch der Gesellschaft darstellt. Daraus durfe der Gesell-
schaft keinen Nachteil erwachsen, zumal die Gesellschaft und ihr (einziger) Gesell-
schafter sich nicht im Klaren darliber waren, dass ein Organisationsmangel bestand.
Ebenso zu Gunsten der Gesellschaft wertet das VVerwaltungsgericht die Bemuhungen
des Gesellschafters, der Aufforderung des Handelsregisteramts fristgerecht nachzu-
kommen.>*

ii. Aufrechterhaltung des Handelsregistereintrags

Gemass Art. 155 Abs. 1 HRegV muss das Handelsregisteramt die obersten Leitungs-
organe der Gesellschaft auffordern, innert 30 Tagen die Léschung einer Gesellschaft
anzumelden oder mitzuteilen, dass die Eintragung aufrechterhalten bleiben soll, wenn
eine Gesellschaft keine Geschaftstatigkeit und keine verwertbaren Aktiven mehr hat.
Verstreicht diese Frist unbenutzt, muss das Handelsregisteramt gemass Art. 155 Abs. 2
HRegV dieselbe Aufforderung im Schweizerischen Handelsamtsblatt publizieren.
Wird innert 30 Tagen seit der Publikation ein Interesse an der Aufrechterhaltung der

52 VerG ZH VB.2016.0021 vom 23. Méarz 2016, E. 3.2.1.
53 VerG ZH VB.2016.0021 vom 23. Méarz 2016, E. 3.2.1 ff.
54 VerG ZH VB.2016.0021 vom 23. Mérz 2016, E. 3.3.
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Eintragung geltend gemacht, so Uberweist das Handelsregisteramt geméss Art. 155
Abs. 4 HRegV die Angelegenheit dem Gericht zum Entscheid gemdss Art. 938a OR.

Eine solche Uberweisung hat das Handelsregisteramt des Kantons Ziirich vorgenom-
men, als ein Gesellschaftsglaubiger sein Interesse an der Aufrechterhaltung der Eintra-
gung einer AG geltend gemacht hatte. Der Gesellschaftsglaubiger begrindete sein In-
teresse damit, dass er erstens gegeniber der zu lI6schenden AG eine Forderung in Hohe
von USD 467'250 habe, die er in einem Schiedsverfahren gegen die zu léschende AG
eingeklagt habe. Zweitens sei davon auszugehen, dass noch Haftungssubstrat vorhan-
den sei, da der einzige Verwaltungsrat der zu I6schenden AG noch weitere Beteiligun-
gen im In- und Ausland habe. Letztere Behauptung wurde anhand von auslandischen
Zeitungsartikeln untermauert.>

Das Handelsgericht des Kantons Zurich verneint im vorliegenden Fall die VVorausset-
zungen fur die Aufrechterhaltung des Handelsregistereintrags mit folgender Begriin-
dung:® Ein Glaubiger, der die Aufrechterhaltung eines Handelsregistereintrags im
Verfahren nach Art. 155 HRegV verlangt, muss erstens den Bestand einer Forderung
und ein Interesse an der Beibehaltung er Gesellschaft geltend (und glaubhaft) machen.
Diese Voraussetzung erachtet das Handelsgericht im vorliegenden Fall mit der Be-
hauptung der Forderung von USD 467'250 (nachgewiesen durch einen schriftlichen
Vertrag) und dem Nachweis eines Schiedsverfahrens als erfillt.>’

Zweitens muss der Glaubiger darlegen, dass Uberhaupt verwertbare Aktiven vorhanden
sind und keine andere Moglichkeit besteht, die Forderung erfillt zu erhalten. Diese
Voraussetzung erachtet das Handelsgericht mit dem Hinweis auf die Geschaftstatig-
keiten des einzigen Verwaltungsrats der zu Ischenden AG als nicht erfiillt.>®

ii. Zulassigkeit der Beschrankung der Zeichnungsberechtigung

In einem in der amtlichen Sammlung publizierten Entscheid®® geht es um die Frage, ob
bei der Eintragung einer Kollektivzeichnungsberechtigung im Handelsregister die zur
gemeinsamen Unterschrift berechtigten Personen namentlich bezeichnet werden kon-
nen. Konkret hatte das Gericht zu beurteilen, ob der Eintrag, dass B. mit Kollektivun-
terschrift zu zweien mit C. oder D. oder E. zeichnungsberechtigt sei, zuldssig ist.

Entgegen der Ansicht des Handelsregisteramts des Kantons Zug bejahte das Bundes-
gericht die Eintragungsfahigkeit namentlich bezeichneter Kollektivunterschriften. Fir
das Gericht war vorab massgebend, dass sich die herrschende Lehre fir eine Eintra-
gung prazisierter Kombinationen von Kollektivunterschriften ausspricht und dies auch

5 HG ZH HE150295-0 vom 14. Januar 2016, E. 3 f.

%6 HG ZH HE150295-0 vom 14. Januar 2016.

57 HG ZH HE150295-0 vom 14. Januar 2016, E. 2 f.

%8 HG ZH HE150295-0 vom 14. Januar 2016, E. 2 und 4.
% BGE 142 111 204.
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deshalb geboten ist, weil sonst die tatsachlich geltende Vertretungsbefugnis gegenuber
der Offentlichkeit verheimlicht wiirde, was einen tauschenden Handelsregistereintrag
zur Folge hitte.®® Sodann sei dem kantonalen Handelsregisteramt auch nicht zu folgen,
dass mit Aufhebung des Art. 641 Ziff. 8a OR die gesetzliche Grundlage fir eine solche
Eintragung weggefallen sei. Vielmehr sei diese Bestimmung in die Handelsregister-
verordnung Uberfuhrt worden. Diese sieht sodann auch vor, dass bei der Aktiengesell-
schaft nicht nur "die Mitglieder des Verwaltungsrats" (Art. 45 Abs. 1 lit. n HRegV),
sondern auch die "Art der Zeichnungsberechtigung” (Art. 119 Abs. 1 lit. g HRegV)
dieser Personen einzutragen sind. Die Art der Zeichnungsberechtigung ist nun aber
nichts aeqderes als die "Art der Ausiibung der Vertretung", wie sie Art. 641 Ziff. 8a OR
vorsah.

Damit bestatigt das Bundesgericht seinen Leitentscheid®® vom 19. September 1995
und lasst damit sowohl die Eintragung einer Kollektivunterschrift im Sinne einer nicht
néher bestimmten "Kollektivunterschrift zu zweien" oder "zu dreien" als auch prazi-
sierte Kollektivunterschriften mit genau bezeichneten Kombinationen, mit welchen
Personen gemeinsam unterzeichnet werden darf, wie "Kollektivunterschrift zu zweien
mit A.", bzw. nicht gemeinsam unterzeichnet werden darf, wie "Kollektivunterschrift
zu zweien ohne A.", zu.

2. Ubriges Gesellschaftsrecht
a) Einfache Gesellschaft

. Nachweis des Beitrags des Gesellschafters

Das Bundesgericht konnte sich in der Berichtsperiode tber die Beitragspflicht des Ge-
sellschafters als notwendige Voraussetzung der einfachen Gesellschaft dussern.®® Ge-
mass Art. 531 Abs. 1 OR muss jeder Gesellschafter zwingend einen Beitrag in Form
von Geld, Sachen, Forderungen oder Arbeit leisten. Fehlt es an einem solchen Beitrag,
liegt keine einfache Gesellschaft im Sinne von Art. 530 ff. OR vor. Dem Entscheid
liegt folgender Sachverhalt zugrunde:

Anfangs 2003 haben X. SA und Z. einen Vertrag tber die gemeinsame Durchfiihrung
eines Immobilienprojekts abgeschlossen. Dabei sollten fiinf Villen erbaut und verkauft
werden, wobei X.SA zu 77% und Z. zu 23% am Gewinn beteiligt wurden.
Am 25. August 2003 verdusserte Z. allerdings 11.5 % seiner Gewinnbeteiligung fur
den Kaufpreis von CHF 32'500 an B. X., wobei X. SA sich verpflichtete, den Kauf-
preis zu bezahlen. X. SA bezahlte den Kaufpreis am 6. Oktober 2003. Die Villen wur-

60 BGE 142 111 204, E. 2.3.1.

61 BGE 142 111 204, E. 2.3.2.

62 BGE 121 111 368.

8 BGer 4A_595/2015 vom 16. Februar 2016.
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den im Jahre 2004 verdussert und die Abrechnung vom 17. Februar 2012 zeigte einen
Gewinn von CHF 455'349. Z. machte in der Folge seine Gewinnbeteiligung von
11.5 % geltend, d.h. CHF 52'365 (von den CHF 455'349).%* X. SA bezahlte die Forde-
rung von Z. nicht und machte geltend, dass gar keine einfache Gesellschaft entstanden
sei und daher keine rechtliche Grundlage fiir die Gewinnbeteiligung von CHF 52'365
bestergse. X. SA begriindete ihren Standpunkt damit, dass Z. gar keinen Beitrag geleistet
habe.

Die Vorinstanz folgte diesem Standpunkt nicht und sprach Z. die Gewinnbeteiligung
zu. Das Bundesgericht schiitzte diesen Entscheid mit der Begriindung, dass fur den
Nachweis der Leistung eines Beitrags ausreichend ist, wenn die vertraglichen Verein-
barungen darauf hindeuten, dass ein Beitrag geleistet worden ist. Weitere Nachweise,
insbesondere der Nachweis der Form des Beitrags, sind nicht erforderlich.®

il Keine einfache Gesellschaft, wenn die Beteiligten keine wollen?

Das Bundesgericht bestatigt in seinem Entscheid vom 13. April 2016 seine Praxis®’,
den Gutglaubensschutz auch im Gesellschaftsrecht anzuwenden.®® Dem Entscheid
liegt folgender Sachverhalt zugrunde:

Z. unterhielt mehrere Jahre eine Geschaftsbeziehung mit X.; Z. verkaufte X. Ferkel, X.
maéstete sie und verkaufte sie nach der Mastung wiederum an Z. Im Laufe der Zeit ver-
dusserte X. seine landwirtschaftlichen Grundstiicke an seine beiden Sohne. Als an-
schliessend X. in Zahlungsriickstand geriet, klagte Z. sowohl X. als auch seine beiden
So6hne ein mit der Begriindung, dass X. und seine Sohne eine einfache Gesellschaft
gemaéss Art. 530 ff. OR bildeten und daher geméss Art. 544 Abs. 3 OR solidarisch fir
den ganzen Forderungsbetrag haften. Die Vorinstanz hiess die Klage gut.®® Die von X.
und seinen SO6hnen dagegen erhobene Beschwerde hiess das Bundesgericht hingegen
gut und wies die Sache zur Neubeurteilung an die \VVorinstanz zuriick.”

Damit eine einfache Gesellschaft im Sinne von Art. 530 ff. OR zustande kommen
kann, ist nebst der oben erwéhnten Beitragsleistung’* (vgl. vorne) der Wille der Partei-
en, eine Gesellschaft bilden zu wollen (animus societatis), erforderlich. Ein solcher
Wille konnte weder X. noch seinen S6hnen nachgewiesen werden. Das Bundesgericht
lasst die Frage allerdings offen und untersucht, ob ein Dritter in gutem Glauben davon
ausgehen durfte, es bestlinde eine einfache Gesellschaft zwischen X. und seinen S6h-
nen. Denn X. und seine Séhne haften nach dem Vertrauensprinzip fiir den geschaffe-

b4 BGer 4A_595/2015 vom 16. Februar 2016, A.
65 BGer 4A_595/2015 vom 16. Februar 2016, B.
66 BGer 4A_595/2015 vom 16. Februar 2016, E. 3.
¢  vgl. BGE 124 111 363.

8 BGer 4A_513/205 vom 13. April 2016, E 2.2.
% BGer 4A _513/205 vom 13. April 2016, A f.

0 BGer 4A_513/205 vom 13. April 2016, E 3.2.

™ vgl. oben Teil 11.B.2.a)i.
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nen Rechtsschein wie wenn eine einfache Gesellschaft begriindet worden wére gestitzt
auf Art. 534 Abs. 3 OR solidarisch, wenn sie sich so verhalten haben, dass ein Dritter
in gutem Glauben davon ausgehen durfte, es bestiinde eine einfache Gesellschaft zwi-
schen X. und seinen Sohnen."

Beachtenswert ist die Ruckweisung des Bundesgerichts an die Vorinstanz. Demnach
muss die Vorinstanz prifen, ob X. und seine S6hne einen Rechtsschein geschaffen
haben, aufgrund dessen ein Dritter in gutem Glauben davon ausgehen durfte, es be-
stiinde eine einfache Gesellschaft zwischen X. und seinen S6hnen. Das Bundesgericht
hélt ausdricklich fest, dass die von X. gegentiber Geschéftspartnern verwendete Be-
zeichnung "X. [...] & S6hne" sowie die im Geschéiftsverkehr verwendete Redewen-
dung "wir" fur sich allein einen solchen Rechtsschein nicht begriinden. Es ist entspre-
chend davon auszugehen, dass das Bundesgericht die Schwelle fiir die Annahme eines
haftungsbegriindenden Rechtsscheins insbesondere bei Familienangehérigen hoch an-
setzen wird.

Ii. Konkludente Griindung und Liquidation einer einfachen Gesellschaft

Das Obergericht des Kantons Ziirich konnte in der Berichtsperiode Gber die konklu-
dente Grundung und Liquidation einer einfachen Gesellschaft gemass Art. 530 ff. OR
entscheiden.” Dem Urteil liegt der Sachverhalt zugrunde, wonach zwei Partner ge-
meinsam den Kauf einer Eigentumswohnung beabsichtigten. Die Beklagte zahlte in
der Folge eine Anzahlung fir die Eigentumswohnung in Hoéhe von CHF 25'000 an die
Zurcher Kantonalbank, nachdem der Klager seinen Anteil von CHF 12'500 an die Be-
klagte Uberwiesen hatte. Im Anschluss daran sahen die Partner vom gemeinsam Er-
werb der Eigentumswohnung ab, worauf der Beklagten die Anzahlung von
CHF 25'000 zuriickerstattet wurde. Der Klager machte daraufhin seinen Anteil von
CHF 12'500 geltend.

Vor Obergericht macht die Beklagte den Anspruch des Klégers strittig, weil dessen
Rechtsgrundlage nicht klar begriindet wurde. Das Obergericht hingegen folgte der Ar-
gumentationslinie der Vorinstanz. Diese hatte den Anspruch des Kldgers als Liquida-
tionsforderung der einfachen Gesellschaft zwischen der Beklagten und dem Kl&ger
gutgeheissen. Die Vorinstanz ging ndmlich davon aus, dass die Partner mit der Verei-
nigung gemeinsamer Mittel zwecks gemeinsamen Wohnungserwerbs eine einfache
Gesellschaft nach Art. 530 ff. OR konkludent begriindet hatten. Mit der Aufgabe des
Wohnungserwerbs sei die einfache Gesellschaft durch konkludente Ubereinkunft ge-
méass Art. 545 Abs. 1 Ziff. 4 OR aufgeldst worden. Eine Kindigungsfrist sei damit
nicht anwendbar und das Gesellschaftsvermdgen sei nach Massgabe von Art. 548 ff.
OR unter den Gesellschaftern zu verteilen.”

2 BGer 4A_513/205 vom 13. April 2016, E 3.1.
I OGer ZH NP160016-O/U vom 14. Juli 2017.
74 OGer ZH NP160016-O/U vom 14. Juli 2017, E. 1.1 ff. und E. 3.1 f.
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b) Kollektivgesellschaft — Prinzip der Selbstorganschaft

Das Kantonsgericht des Kantons St. Gallen befasste sich in der Berichtsperiode mit
dem Prinzip der Selbstorganschaft bei der Kollektivgesellschaft.”> Dem Entscheid liegt
folgender Sachverhalt zu Grunde:

Der Klager fihrt die Autowerkstatt Garage A, die seit Juli 2014 als Einzelunternehmen
im Handelsregister eingetragen ist. Vorher arbeitete der Klager in der Autowerkstatt
W, die im Zeitpunkt des Entscheids C. gehort und seit November 2013 als Einzelun-
ternehmen im Handelsregister eingetragen ist. Der Kl&ger stellte fir zwischen Oktober
und Dezember 2013 durchgefuhrte Reparaturen drei Rechnungen an den Beklagten
aus, die unbezahlt geblieben sind. Die Rechnungen trugen den Briefkopf der Garage
A."® Der Beklagte verweigerte die Zahlung der Rechnungen, weil dieser davon aus-
ging, die Autoreparaturvertrdge mit der Autowerkstatt W. abgeschlossen zu haben und
daher dem Einzelunternehmen Garage A nichts zu schulden.

Gemass Vorinstanz wurde die Autowerkstatt W vom Kl&ger und von C. in der Form
einer Kollektivgesellschaft geflihrt. Nach Art. 563 OR ist jeder gutglaubige Dritte zur
Annahme berechtigt, dass jeder einzelne Gesellschafter einer Kollektivgesellschaft zur
Vertretung erméchtigt ist, sofern das Handelsregister keine entgegenstehende Eintra-
gung enthalt. Diese Bestimmung kommt zwar bei kaufmannischen Kollektivgesell-
schaften, die entgegen Art. 552 Abs. 2 OR nicht im Handelsregister eingetragen sind,
nicht direkt zu Anwendung. Dennoch erlaubt das der Kollektivgesellschaft inharente
Prinzip der Selbstorganschaft die Vermutung, dass jeder Gesellschafter erméchtigt ist,
fur die Kollektivgesellschaft zu handeln.”

Sowohl die Vorinstanz als auch das Kantonsgericht schiitzten das Vertrauen des Be-
klagten, die Autoreparaturvertrage mit der Autowerkstatt W abgeschlossen zu haben.
Insbesondere konnte der Beklagte Autoreparaturvertrdage mit der Autowerkstatt W
eingehen, auch wenn er den Auftrag nur an den Klager aufgegeben hat. Folglich kann
der Beklagte seine Schuld gegentiber der Kollektivgesellschaft auch begleichen, wenn
er an den Kl&ger leistet. Das vom Beklagten vor Gericht geltend gemachte Risiko einer
Doppelzahlung besteht nicht.”® Dieses Risiko hat der Beklagte geltend gemacht, weil
er der Ansicht war, die Forderungen nicht der Garage A des Klagers, sondern der Au-
towerkstatt W zu schulden.

Die Klage des Klagers wurde jedoch abgewiesen, weil der KI&ger eine Leistung an die
Autowerkstatt W (Kollektivgesellschaft) ausdriicklich ablehnte und stattdessen aus-
driicklich eine Leistung an sich selbst verlangte.”

®  KGer SG BE.2016.6 vom 8. August 2016.

® KGer SG BE.2016.6 vom 8. August 2016, A.

" KGer SG BE.2016.6 vom 8. August 2016, E. 4.b.
®  KGer SG BE.2016.6 vom 8. August 2016, E. 1.b.
" KGer SG BE.2016.6 vom 8. August 2016, E. 4.b.
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C) Genossenschaft - Unterschreiten der Mindestmitgliederzahl

Das Bundesgericht hat sich in der Berichtsperiode uber die Kognition des Handelsre-
gisteramts im Zusammenhang mit einem Organisationsmangel einer Genossenschaft
auseinandergesetzt.®

Diesem Entscheid liegt ein Auflésungsbeschluss einer Milchgenossenschaft zu Grun-
de. Vor dem Auflosungsbeschluss der Milchgenossenschaft hatten die vier verbleiben-
den Genossenschafter ihre Ehefrauen als neue Genossenschafterinnen beim Handels-
register angemeldet. Denn gemass Art. 831 OR bedarf eine Genossenschaft mindes-
tens sieben Genossenschafter. Wird diese Mindestmitgliederzahl unterschritten, liegt
ein schwerer Organisationsmangel vor. In diesem Fall hat das Handelsregisteramt die
obersten Leitungsorgane der Genossenschaft gemass Art. 154 HRegV zur Wiederher-
stellung des gesetzlichen Zustands unter Androhung der Auflésung der Genossen-
schaft aufzufordern.®!

Als die bereits aus der Milchgenossenschaft ausgeschiedenen Genossenschafter vom
Auflésungsbeschluss erfuhren, verlangten sie vom Handelsregisteramt des Kantons
Thurgau die Er6ffnung einer Untersuchung gegen die Milchgenossenschaft wegen Or-
ganisationsmangels. Ferner verlangten sie eine Handelsregistersperre und die Aner-
kennung als Verfahrenspartei. Im Wesentlichen begriindeten die ehemaligen Genos-
senschafter ihre Anliegen damit, dass die Ehefrauen der verbliebenen vier Genossen-
schafter gar nicht als Mitglieder hatten aufgenommen werden kénnen, da gemass den
Genossenschaftsstauten "jeder handlungsféhige Milchproduzent im Einzugsgebiet von
A. [...]" Genossenschafter werden konne. Die letzten Milchproduzenten im besagten
Einzugsgebiet seien die vier verbliebenen Genossenschafter gewesen, sodass die Wabhl
der vier neu gewdahlten Ehefrauen der vier verbliebenen Genossenschafter nichtig sei.
Aufgrund dieses Organisationsmangels kdnne die Generalversammlung der Milchge-
nossenschaft gar keine Beschllsse rechtgiltig fassen, womit auch der Auflésungsbe-
schluss nichtig und daher nicht in das Handelsregister einzutragen sei. Das Handelsre-
gisteramt erliess eine Verfuigung im Sinne dieser Antrdge. Das Verwaltungsgericht des
Kantons Thurgau lehnte zwar die Parteieigenschaft der ehemaligen Genossenschafter
ab, schiitzte aber die tbrigen Antrage.®

Das Bundesgericht kassiert den Entscheid der Vorinstanz und lasst die Eintragung der
Auflésung der Milchgenossenschaft zu. Das Bundesgericht verneint eine Kognition
des Handelsregisteramts im Zusammenhang mit der Wahl der Ehefrauen als neue Ge-
nossenschafterinnen. Es erinnert dabei daran, dass das Handelsregisteramt in materiel-
len Rechtsfragen nur eine eingeschrankte Kognition hat, die auf die Einhaltung zwin-
gender Gesetzesbestimmungen abzielt, die im 6ffentlichen Interesse oder zum Schutze

8 BGer 4A_ 37072015 vom 16. Dezember 2015.
8 BGer 4A_37072015 vom 16. Dezember 2015, E. 2.3.
8 BGer 4A_ 37072015 vom 16. Dezember 2015, A.
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Dritter aufgestellt worden sind. Statutarische Anforderungen an den Kreis der Genos-
senschafter gehdren gerade nicht zu solchen Bestimmungen, deren Einhaltung das
Handelsregisteramt sicherstellen muss. Das Bundesgericht raumt zwar ein, dass das
Handelsregisteramt eine allfallige Nichtigkeit beachten muss. Im vorliegenden Fall
konne eine Nichtigkeit jedoch nicht angenommen werden, wo doch nach dem Wort-
laut der genannten Bestimmung in den Genossenschaftsstatuten nicht zwingend folge,
dass pro Milchbetrieb im relevanten Einzugsgebiet nur eine Person Genossenschafter
werden konne.®* Damit bestand nach Ansicht des Bundesgerichts im Zeitpunkt der
Fassung des Aufldsungsbeschlusses kein Organisationsmangel, den das Handelsregis-
teramt hatte beanstanden konne, weshalb das Handelsregisteramt den in der Folge ge-
fassten und angemeldeten Auflésungsbeschluss eintragen muss.

3. Umstrukturierungsrecht
a) Keine Pflicht des Umstrukturierungsprufers zur Uberschuldungsan-
zeige

In einem nicht in der amtlichen Sammlung publizierten Urteil geht es um die Frage, ob
der Umstrukturierungspriifer eine Pflicht zur Anzeige einer offensichtlichen Uber-
schuldung hat.®* Konkret ging es um die Umwandlung einer GmbH in eine Aktienge-
sellschaft gemass Art. 54 Abs. 1 lit. a FusG. Die Klager machten geltend, der beklagte
Umwandlungsprifer (der im Urteil als "Grundungsrevisionsstelle” bezeichnet wird,
wobei es sich offensichtlich nicht um die ordentliche Revisionsstelle handelte) hatte
die flur die Umwandlung der Gesellschaft von einer GmbH in eine AG notwendige
Prufungsbestatigung nicht abgeben durfen, weil die Gesellschaft bereits vor bzw. bei
der Grundung (bzw. Umwandlung) tberschuldet gewesen sei. Zudem hatte der Um-
wandlungspriifer den Richter benachrichtigen miissen.®

Das Bundesgericht halt fest, dass es bei der Priifung nach Art. 62 Abs. 4 FusG in erster
Linie um die in Art. 56 FusG vorgesehene Wahrung der Anteils- und Mitgliedschafts-
rechte und die in Art. 57 FusG enthaltenen Vorschriften in Bezug auf die Griindung
geht. Angesichts dieses Zwecks unterscheidet sich die Umwandlungsprifung von der
ordentlichen und der eingeschrénkten Revision, die der Kontrolle der Konformitét der
Jahresrechnung mit den gesetzlichen und statutarischen Vorschriften (Art. 728a
und 729a OR) dienen und fur welche je eine (subsididre) Anzeigepflicht bei offen-
sichtlicher Uberschuldung statuiert ist (Art. 728c Abs. 3 und Art. 729¢ OR). Das Bun-
desgericht kommt deshalb zum Schluss, dass der Umwandlungspriifer auch bei offen-
sichtlicher Uberschuldung keine Anzeige an das Gericht machen muss. Ob vorliegend
die Grindungsvoraussetzungen der neuen Rechtsform der Aktiengesellschaft eingehal-
ten wurden, was mit dem positiven Priifungsbericht bestatigt wurde, und ob diesbeziig-

8 BGer 4A_37072015 vom 16. Dezember 2015, E. 2.8.
8 BGer 4A_574/2015 vom 11. April 2016.
% BGer 4A _574/2015 vom 11. April 2016, E. B.
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lich eine Pflichtverletzung vorlag, weil trotz der von den Kl&gerinnen behaupteten
Uberschuldung ein positiver Priifungsbericht abgegeben und damit die Umwandlung
ermoglicht wurde, wurde vom Gericht offen gelassen, da mit der Vorinstanz der
Nachweis des Schadens zu verneinen ist.

39



	Entwicklungen
	Baker McKenzie, Zürich (Hrsg.)
	Vorwort
	Inhaltsübersicht
	Inhaltsverzeichnis
	Teil 1 Gesellschaftsrecht*
	A. Gesetzgebung
	1. Neuer Entwurf zur Aktienrechtsrevision
	2. Neues Firmenrecht
	3. Neues Handelsregisterrecht

	B. Rechtsprechung
	1. Kapitalgesellschaften (AG und GmbH)
	a) Übertragung unverbriefter Aktien
	i. Anforderungen an die Zession unverbriefter Aktien
	ii. Erforderlichkeit einer lückenlosen Zessionskette

	b)  Rückerstattungsklage
	c) Verantwortlichkeit
	i. Pflichten bei einer Überschuldung
	ii. Haftung für Konkursverschleppung
	iii. Anwendung der Business Judgment Rule
	iv. Haftung für Sozialversicherungsbeiträge
	v. Übernahmeverschulden
	Strohmann mit unentgeltlichem Mandat
	Passives Verwaltungsratsmitglied
	Arbeitnehmer als Verwaltungsrat

	vi. Wirkung des Déchargebeschlusses

	d) Abberufung von Gesellschaftsorganen
	i. Eines richterlich ernannten Verwaltungsratsmitglieds
	ii. Eines Geschäftsführers einer GmbH

	e) Handelsregister
	i. Auflösung einer GmbH wegen fehlenden Rechtsdomizils
	ii. Aufrechterhaltung des Handelsregistereintrags
	iii. Zulässigkeit der Beschränkung der Zeichnungsberechtigung


	2. Übriges Gesellschaftsrecht
	a) Einfache Gesellschaft
	i. Nachweis des Beitrags des Gesellschafters
	ii. Keine einfache Gesellschaft, wenn die Beteiligten keine wollen?
	iii. Konkludente Gründung und Liquidation einer einfachen Gesellschaft

	b) Kollektivgesellschaft – Prinzip der Selbstorganschaft
	c) Genossenschaft - Unterschreiten der Mindestmitgliederzahl

	3. Umstrukturierungsrecht
	a) Keine Pflicht des Umstrukturierungsprüfers zur Überschuldungsanzeige



	Teil 2 Finanzmarktrecht*
	A. Gesetzgebung, Verordnungen, Richtlinien und  Rundschreiben
	1. Gesetzgebung
	a) FIDLEG und FINIG
	b) FinfraG (und diesbezügliche Verordnungen)
	c) Fintech (Anpassung Bankengesetz und Bankenverordnung)]

	2. Verordnungen, Richtlinien und Rundschreiben
	a) Corporate Governance/Risikomanagement
	b) Effektenhandel
	c) Teilrevision Bankeninsolvenzverordnung
	d) Too-big-to-fail
	e) Umsetzung Basel-III
	f) GwG-Rundschreiben
	g) Direktübermittlung
	h) Vor-Ort-Kontrolle
	i) Outsourcing
	j) Richtlinien Schweizerische Bankiervereinigung
	k) Anpassung betreffend Meldepflicht


	B. Regulatorische Rechtsprechung der Gerichte und Praxis der FINMA
	1. Enforcement
	2. Unerlaubte Entgegennahme von Publikumseinlagen
	3. Berufsverbot nach Art. 33 FINMAG


	Teil 3 Arbeits- und Sozialversicherungsrecht
	I. Arbeitsrecht*
	A. Gesetzgebung
	B. Rechtsprechung
	1. Lohncharakter des Bonus
	2. Pflicht zur Offenlegung von Lohndaten anderer Mitarbeiter
	3. Betriebsbegriff gemäss Arbeitsgesetz
	4. Reisezeit als Arbeitszeit
	5. Lohnfortzahlung bei Aufschub des Mutterschaftsurlaubs infolge Frühgeburt
	6. Massgebender Zeitpunkt der eine Sperrfrist auslösenden Schwangerschaft
	7. Haftung des Arbeitgebers bei unbegründetem Verdacht eines deliktischen Verhaltens
	8. Verdachtskündigung
	9. Kündigung von Mitarbeitern wegen innerbetrieblichen Konflikten
	10. Nachschieben eines fristlosen Kündigungsgrundes
	11. Pflicht zur Herausgabe von Dokumenten an die tripartite Kommission


	II. Sozialversicherungsrecht*
	A. Gesetzgebung
	1. AHV/IV/EL
	a) Unveränderte Renten und Beitragssätze
	b) Administrative Vereinfachung
	c) Übersicht

	2. Berufliche Vorsorge
	a) Mindestzins
	b) Vorsorgeausgleich bei Scheidung
	c) Anlagestrategie

	3. Krankenversicherung
	a) Prämien steigen um durchschnittlich 4.5 %
	b) Erhöhung des Zuschlags auf der Krankenkassenprämie
	c) Risikoausgleich

	4. Obligatorische Unfallversicherung

	B. Rechtsprechung
	1. Zuspruch der niederschwelligen Ausbildungen durch die IV für eine feste Dauer von zwei Jahren
	2. Fruchtbarkeitsbehandlungen bei Frauen: Kassenpflicht ändert nicht bei fester Altersgrenze
	3. Arbeitseinsatz ohne Lohn verweigert: Sozialhilfe zu Recht gestrichen, Anspruch auf Sozialhilfe bleibt
	4. Maximal zulässiger Abzug nach Art. 9 Abs. 2 lit. e AHVG
	5. Organisation von Vorsorgeeinrichtungen: paritätische Vertretung gemäss Art. 51 BVG
	6. Verzugszinse auf geschuldeten AHV Beiträgen auch bei Nichtverschulden
	7. Fehlende gesetzliche Grundlage für Observation im Versicherungsbereich



	Teil 4 Steuerrecht*
	A. Gesetzgebung
	1. Vorbemerkungen
	2. Ausgewählte Neuerungen im Bereich der Amtshilfe
	a) Multilaterales Amtshilfeübereinkommen
	b) Spontaner Informationsaustausch
	c) Automatischer Informationsaustausch (AIA)

	3. Ausgewählte Neuerungen bei der Verrechnungssteuer
	a) Rückwirkende Änderung des Meldeverfahrens bei der Verrechnungssteuer
	b) Erleichterung der Konzernfinanzierung in der Schweiz
	c) Entlastung gewisser Finanzinstrumente von Schweizer Banken

	4. Steuererleichterungen bei der Bundessteuer

	B. Rechtsprechung
	1. Internationale Amtshilfe
	a) Gruppenersuchen
	b) Amtshilfe bei gestohlenen Daten
	c) Informationsaustausch im Zusammenhang mit der Überprüfung von Verrechnungspreisen im Konzern

	2. Entscheide zum Einkommens­, Gewinn­ und Verrechnungssteuerrecht
	a) Forderungsverzicht qualifiziert als steuerbares Einkommen
	b) Busse stellt keinen geschäftsmässig begründeten Aufwand dar
	c) Steuerneutrale Umstrukturierung einer Personenunternehmung in eine juristische Person bedarf der Übertragung eines (Teil)Betriebs
	d) Haltedauer für Beteiligungsabzug
	e) Transparente Behandlung ausländischer Fonds für die Rückerstattung der Verrechnungssteuer
	f) Pauschale Steueranrechnung


	C. Ausblick

	Teil 5 Immaterialgüterrecht
	I. Markenrecht*
	A. Gesetzgebung
	1. Die Markenbenutzung und das neue Verfahren zur Löschung von Marken wegen Nichtgebrauchs
	2. Hintergrund der neuen Regelung
	3. Das Verfahren

	B. Rechtsprechung
	1. "Weinurteil Nr. 1" - "Rainer Maria Rilke – Rilke Wein" – Kantonsgericht Wallis vom 16. Dezember 2015
	2. "Weinurteil Nr. 2" – "Château" – Urteil des Bundesgerichts vom 11. Januar 2016
	3. Christian Louboutin's rote Sohle für High Heels - kein Markenschutz!
	4. RAPUNZEL – fehlende Unterscheidungskraft und teilweise Freihaltebedürftigkeit
	5. Meissener Porzellan - originäre Unterscheidungskraft und Verkehrsdurchsetzung


	II. Urheber- und Designrecht*
	A. Gesetzgebung
	1. Urheberrecht
	2. Designrecht

	B. Rechtsprechung
	1. Das Panorama bleibt frei!
	2. Drum prüfe, wer den Tarif rückwirkend bindet!
	3. Darf ich, oder darf ich nicht? Umbau einer Villa
	4. Food Photography - Keine Ausforschung bitte!
	5. Eine Sauna-Pritsche ist eine Sauna-Pritsche
	6. Mamma Mia! - Design mit religiösem Motiv ist weder sitten- noch ordnungswidrig



	Teil 6 Wettbewerbsrecht
	I. Unlauterer Wettbewerb*
	A. Gesetzgebung
	B. Rechtsprechung
	1. Tief- und Tiefstpreisgarantien müssen vor dem Wahrheitsgebot standhalten
	2. Privatkorruption im Sportumfeld ist auslieferungsfähig
	3. Eine falsche Angabe zur Unternehmenszugehörigkeit ist unlauter
	4. Insertionsformulare müssen klar zwischen kostenlosen und kostenpflichtigen Leistungen unterscheiden
	5. Gehilfenschaft durch Dienstleistungsvertrag?

	C. Ausblick

	II. Kartelle und Wettbewerbsbeschränkungen*
	A. Gesetzgebung
	1. Keine Gesetzesänderung
	2. Politische Vorstösse

	B. Rechtsprechung
	1. Wettbewerbsabreden
	a) Per-se Erheblichkeit von Wettbewerbsabreden gemäss Art. 5 Abs. 3 und 4 KG
	b) Vertikale Gebietsbeschränkungen
	c) Hotelbuchungsplattformen
	d) Screening-Tool für Aufdeckung von Submissionsabsprachen

	2. Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung
	3. Unternehmenszusammenschlüsse
	a) Zusammenschlüsse im Online-Bereich
	b) Begründung einer marktbeherrschenden Stellung, ohne Möglichkeit den Wettbewerb zu beseitigen
	c) Geschäftsgeheimnis im Kartellverfahren


	C. Ausblick

	III. Submissionsrecht*
	A. Gesetzgebung
	1. Das revidierte WTO-Übereinkommen
	2. Totalrevision des Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen
	3. Neue Interkantonale Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB)
	4.  Schwellenwerte

	B. Rechtsprechung
	1. Unzertrennlich gemischter Auftrag - Präponderanz für die Anwendung des BöB entscheidend
	2. Die öffentliche Hand als Anbieterin – Unterangebote unzulässig



	Teil 7 Schiedsgerichtsbarkeit*
	A. Gesetzgebung
	B. Rechtsprechung
	1. Schiedsklausel in Nutzungs- und Verwaltungsordnung einer Miteigentümergemeinschaft
	2. Ordre public bei Vertragsauslegung
	3. Sechsmonatsfrist von Art. 42 Abs. (1)(d) der schweizerischen Schiedsregeln
	4. Autonomie der Schiedsvereinbarung
	5. Revision wegen nachträglich entdecktem Ausstandsgrund
	6. Revision wegen nachträglich belegtem Bestechungsverdacht
	7. Kein Rechtsmittel gegen die Ernennung eines Schiedsrichters durch den Juge d'Appui

	C. Ausblick

	Teil 8 Life Sciences*
	A. Im Allgemeinen
	B. Ordentliche Revision des Heilmittelgesetzes
	1. Status der Revision und der Implementierung
	2. Überblick über Kernbereiche der Revision
	3. Würdigung und Ausblick

	C. Streitigkeiten um Medikamentenpreise
	1. Ausgangslage
	2. Der Stein des Anstosses: Periodische Überprüfung der Wirtschaftlichkeit nur anhand des APV
	3. Grundsatzentscheid zugunsten der Zulassungsinhaber
	4. Angepasste Verordnungen
	5. Würdigung und Ausblick


	Teil 9 Compliance / Strafrecht*
	A. Gesetzgebung
	1.  Vorbemerkungen
	2. Qualifizierte Steuervergehen als Geldwäschereivortat
	3. Revision des GwG
	a) Erweiterter Anwendungsbereich
	b) Meldepflicht der Finanzintermediäre
	c) Praktische Auswirkungen

	4. Revision des Korruptionsstrafrechts

	B. Rechtsprechung
	1. Keine Kausalhaftung der Unternehmen nach Art. 102 Abs. 2 StGB
	a) Sachverhalt
	b) Kommentar

	2. Anwaltsgeheimnis bei Internal Investigations
	a) Sachverhalt
	b) Kommentar


	C. Ausblick




